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Die Familie Bakri ist aus Syrien
geflohen. Ihr Weg war besonders
beschwerlich, denn Bashar Bakri
kann nicht gehen. Weil es keinen
Rollstuhl gab, trugen ihn seine vier
Brüder den ganzen Weg. Seite 44

Gestärkt geht der Ha-
nauer Oberbürgermeis-
ter Claus Kaminsky aus
der Kommunalwahl her-
vor. Von einem Ergebnis

von gut 37 Prozent kann die SPD an-
dernorts nur träumen. Nach der für
ihn erfolgreichen Oberbürgermeister-
wahl im vergangenen Sommer hat
der Wähler nun offenbar auch Kamin-
skys Politik im Bündnis mit Grünen
und „Bürgern für Hanau“ honoriert.
Den Stadtumbau und die Konversi-
onsergebnisse stellten sie klar über
die Auswirkungen der Sparpolitik.

Darauf kann Kaminsky stolz sein.
Er steht auf dem Höhepunkt seiner
politischen Karriere. Seine Position
gegenüber potentiellen Bündnispart-
nern könnte besser nicht sein. Doch
die Mehrheitsbildung hat ihre Tü-
cken, denn es gibt in der nächsten
Stadtverordnetenversammlung einen
Akteur, den eigentlich niemand ha-
ben will, außer den Protestwählern,
die die Republikaner haben erstarken
lassen. Jede Entscheidung, die nur
aufgrund der Stimmen der Rechtspar-
tei zustande käme, wäre eine Ent-
scheidung zu viel.

Um den künftig fünf Republika-
nern keine Chance zu geben, Züng-
lein an der Waage zu spielen, muss
Kaminskys nächste Koalition auf si-
cheren Beinen stehen. Das alte Drei-
erbündnis gewährleistet das mit einer
dünnen Mehrheit von drei Sitzen
nicht unbedingt. Sicherer wäre es, die
FDP mit ihren vier Mandaten wieder
ins Boot zu holen.

Doch da stünde man abermals vor
dem Dilemma des Jahres 2011. Es
gibt nur drei hauptamtliche Magis-
tratsposten, und die sind besetzt mit
dem Oberbürgermeister, dem SPD-
Sozialdezernenten Axel Weiss-Thiel
und dem grünen Verkehrsdezernen-
ten Andreas Kowol. Dem musste der
liberale Stadtrat Ralf-Rainer Piesold
seinerzeit den Platz räumen. Der Ver-
such, eine vierte hauptamtliche Ma-
gistratsstelle zu schaffen, wäre im
Jahr 2016 noch aussichtsloser, als er
es 2011 gewesen ist. Piesold gab ei-
nen guten Wirtschaftsdezernenten
ab und wäre es mit Sicherheit wieder.
Aber das würde eine Abwahl Kowols
voraussetzen, was die Grünen ver-
prellen würde. Sie gegen die FDP im
Bündnis auszutauschen brächte rech-
nerisch den Verlust eines Sitzes ein.

Kaminsky hat also nicht viel, was
er der FDP und ihrem Chef Piesold
anbieten könnte. Mit einer Stabsstel-
le wie für den ewig treuen Bündnis-
partner „Bürger für Hanau“ gäbe sich
die FDP nach allem, was vorgefallen
ist, wohl kaum zufrieden. Bliebe
noch die Neuauflage der großen Ko-
alition. Aber als Juniorpartner bietet
sich die CDU in ihrer derzeitigen Ver-
fassung nicht an. Um vernünftige Lö-
sungen zu finden, wird Kaminsky
viel Fingerspitzengefühl brauchen,
zumal schwierige Aufgaben die Stadt
erwarten.

Die Qual
der Wahl

Von Luise Glaser-Lotz

Familiäre Fluchthelfer

Heute

NEU-ANSPACH/SCHMITTEN. Nein,
es ist kein Anglizismus. Auch wenn das
„Now“ meist wie das englische „jetzt“ aus-
gesprochen wird. „B-Now“ steht für „Bür-
gerliste neue offene Wählergemein-
schaft“ und ist in einem Fall um den Zu-
satz Neu-Anspach, im anderen um
Schmitten zu ergänzen. In beiden Kom-
munen ist die Gruppe bei der Kommunal-
wahl erstmals angetreten und hat hier wie
dort das gewohnte Gefüge ins Wanken ge-
bracht. Zwar fielen die beiden Wählerge-
meinschaften nach Auszählung der kumu-
lierten Stimmen gegenüber dem Trender-
gebnis eine Position zurück. Doch in Neu-
Anspach wurden sie mit 27 Prozent und
zehn von 37 Sitzen zweitstärkste Frakti-
on. In Schmitten liegen sie mit 16,7 Pro-
zent auf Platz drei nach FWG (29) und
CDU (22).

Der Name verweist auf die Entste-
hungsgeschichte der beiden Wählerge-
meinschaften. B-Now ist auch das Kürzel
der Bürgerinitiative „Naturpark ohne
Windräder in Neu-Anspach“, die seit Jah-
ren die Pläne für einen Windpark im dorti-
gen Wald bekämpft. Viele der handeln-
den Personen sind identisch. In Schmit-
ten hat die Liste ihren Kern in Bürgern,
die sich gegen den Bau einer Windkraftan-
lage auf dem Pferdskopf im Ortsteil Treis-
berg wehren.

„Die Windkraft war die Initialzün-
dung“, sagt der Neu-Anspacher Spitzen-
kandidat Bernd Töpperwien rundheraus.
Die Gegner machten die Erfahrung, dass
die grundlegende Entscheidung der
Stadtverordneten längst gefallen war, als
sich ihr Protest regte. Ob die bisherigen
Informationen dazu nun schuldhaft oder
nicht ihre Empfänger verfehlt hatten: Bei
Bürgern wie Töpperwien entstand das
Gefühl, „der Bürger wird als lästig emp-
funden“. Aus der Wut wurde die Absicht,
die Sache dann eben selbst in die Hand
zu nehmen. B-Now geht es inzwischen
aber nicht nur um Windkraft. Der Spre-
cher nennt als eines der ersten Themen
die „erschreckende Verschuldung“ Neu-

Anspachs, um die sich die neue Fraktion
kümmern wolle. „Wir haben vier Finanz-
experten“, sagt Töpperwien.

Auf der Liste finden sich Unterneh-
mensberater, Wirtschaftsinformatiker
und ein Handelslehrer. Kommunalpoliti-
sche Erfahrung bringt Wilhelm Deinin-
ger mit, der früher bei FWG und CDU ak-
tiv und bis 2004 Vorsitzender des Haupt-
und Finanzausschusses war. Töpperwien
selbst gehörte der CDU an, war jedoch
nie Mandatsträger. Auch B-Now in
Schmitten ist keine jener Wählergemein-
schaften, die im Streit geschiedene Mit-
glieder anderer Parteien versammeln.
Auch dort prägen Wirtschaftsfachleute
und Rechtsanwälte die Kandidatenliste,
die sich zum ersten Mal kommunalpoli-
tisch engagieren.

Vom zweiten auf den ersten Platz ist in
Schmitten Ralph Bibo kumuliert worden,
Inhaber einer Film- und Fernsehprodukti-
onsfirma, die in den Anfängen von

„Rhein-Main-TV“ Mitinhaber der Lizenz
für den regionalen Fernsehsender war.
Auch er nennt für Schmitten Themen, die
über die Windkraft hinausgehen. „Die
Öffnungszeiten der Kindertagesstätten
sind ein Problem für Berufstätige.“ Hinzu
kämen die höchsten Wasser- und Abwas-
sergebühren. Vor allem aber fehle es an
Transparenz. Anders als Neu-Anspach
hat Schmitten kein Informationssystem,
auf dem die Sitzungsunterlagen im Inter-
net einsehbar sind. „Wir werden deshalb
die Vorlagen öffentlich machen“, sagt
Bibo.

Nicht nur in ihrem Ursprung, der Geg-
nerschaft zu Windkraftanlagen, stimmen
die B-Now-Gruppen von Neu-Anspach
und Schmitten überein. Sie wollen es im
Parlament eher auf Entscheidungen in
der Sache als auf politische Bündnisse
und Koalitionen anlegen. „Es gibt fast mit
jeder Partei Schnittmengen“, sagt Bibo
für Schmitten. Töpperwien sieht in Neu-

Anspach ein „breites bürgerliches Lager“
und strebt keine Blockadehaltung an. Ei-
nen zweiten Punkt stellen die beiden klar:
In der Flüchtlingspolitik hätten sich beide
B-Now-Gruppen nicht als Ventil für Pro-
testwähler angeboten. „Wir haben in unse-
rer Wahlkampfzeitung gezeigt, was mit ei-
ner Flüchtlingsfamilie hier passiert und
wo man helfen kann“, sagt Bibo.

Auf ein „klares Statement“ beruft sich
auch Töpperwien: Die Entscheidungen
zur Flüchtlingspolitik fielen in Bund und
Land. Die Städte hätten zur Unterbrin-
gung keine Wahl. „Wir brauchen dafür
nur dauerhafte, substantielle Lösungen.“

Die bisherigen Kommunalpolitiker war-
ten unterdessen darauf, dass die Neulinge
mit dem Tagesgeschäft konfrontiert wer-
den. „Jetzt heißt es, sich durch die Akten
zu wühlen“, sagt der bisherige Neu-Anspa-
cher Parlamentschef Holger Bellino
(CDU). Aus Erfahrung wisse er: „Es ist et-
was ganz anderes, ein Unternehmen oder
eine Stadt zu führen.“ In der Politik müsse
man nicht nur Lösungen finden, sondern
auch eine Mehrheit dafür. Er empfiehlt
der neuen Fraktion, nicht alles zu verteu-
feln, was die Kommunalpolitik bisher ge-
macht habe. Dabei sei es nicht schlecht,
wenn Politiker eine Außensicht mitbräch-
ten. „Auch die CDU hat immer Parteilose
und Neueinsteiger auf der Liste.“

Dass sich Menschen für Politik enga-
gierten, finde er grundsätzlich gut, sagt
Volker Lehwalder (FWG), bisher Vorsit-
zender der Schmittener Gemeindevertre-
tung. „Auch wenn es mir lieber gewesen
wäre, sie hätten bei etablierten Parteien
und Wählergemeinschaften Unter-
schlupf gefunden.“ Auch er vermutet,
dass der politische Alltag mit seinen
Sachzwängen ernüchternd wirken wird.
Dabei sind die B-Now-Vertreter durch-
aus nicht blauäugig. So ist Töpperwien
letztlich froh, dass B-Now in Neu-An-
spach nicht stärkste Fraktion geworden
ist. „Wir müssen ohnehin viel lernen“,
sagt er. „Da wollten wir nicht gleich auch
noch den Stadtverordnetenvorsteher stel-
len.“  BERNHARD BIENER

Wahlkampfthema: Windenergie  Foto dpa

GIESSEN (lhe). Mehr als zwei Mona-
te nach dem Diebstahl von 1,3 Millio-
nen Euro aus der Volksbank Mittelhes-
sen in Gießen hat die Polizei einen Ver-
dächtigen festgenommen. Bei dem
Mann handele es sich um einen Bank-
angestellten, berichteten gestern Poli-
zei und Staatsanwaltschaft. Den Er-
mittlungen zufolge verbarg der Mann
das Geld, das in vier kleinen Päckchen
verschweißt gewesen war, unter seiner
Jacke und verließ die Bank. Er selbst
bestreite die Tat. Trotz einer Durchsu-
chungsaktion sei das Geld bisher nicht
gefunden worden.

Das Geld war am 4. Januar aus dem
Tresorraum der Zentrale der Volks-
bank Mittelhessen, der zehntgrößten
Genossenschaftsbank in Deutschland,
verschwunden. Die Scheine lagen der
Bank zufolge bereit für den Abtrans-
port in die Filialen. Der Mann sei einer
der Mitarbeiter gewesen, die Zugang
zu dem Raum gehabt hätten.

lu. HANAU. Aufatmen im Hanauer Rat-
haus: Das vorläufige amtliche Endergeb-
nis ergibt für die bürgerlichen Parteien
ein Plus, verglichen mit den Trendergeb-
nissen vom Sonntagabend. Zugleich sind
die Gewinne für die rechtsextremen Repu-
blikaner weniger drastisch ausgefallen,
als zunächst zu erwarten war.

Mit 37,1 Prozent bleibt die SPD nach
Auszählung der kumulierten und pana-
schierten Stimmen stärkste Kraft in Ha-
nau. Gegenüber 2011 konnte sie 0,6 Pro-
zentpunkte zulegen. Die CDU kommt auf
22,8 Prozent – verglichen mit 28,9 Pro-
zent vor fünf Jahren. Das ist eines ihrer
schlechtesten Resultate seit langer Zeit.
Die Grünen schrumpften von 15,1 auf
9,8 Prozent, während die FDP erstarkte:
von 4,7 auf 7,6 Prozent. Die Bürger für
Hanau (BfH) liegen bei 7,7 Prozent, das
sind 0,6 Punkte mehr als vor fünf Jahren.

Die Alternative für Deutschland (AfD)
war in Hanau nicht angetreten. Wäre sie,
hätte sie wohl auch in der Stadt ein zwei-
stelliges Ergebnis erzielt, jedenfalls be-
kam sie bei der Listenwahl in Hanau für
den Main-Kinzig-Kreis gut 14 Prozent der
Stimmen. Statt für die AfD votierten die
Protestwähler in Hanau bei der Wahl zur
Stadtverordnetenversammlung offensicht-
lich für die Republikaner. Deren Ender-
gebnis lautet 9,6 Prozent. Am Wahlabend
lag ihr Ergebnis noch bei 12,4 Prozent.
Die Alternative Linke Liste (ALL) als Er-
satz für die Linken erreichte 4,4 Prozent.
Neu in der Stadtverordnetenversamm-
lung vertreten ist das Forum Gemeinsa-
mes Hanau (FGH), das sich insbesondere
gegen Rassismus einsetzen will.

Rechnerisch kann das bisherige Bünd-
nis aus SPD, Grünen und BFH weiterma-
chen. In dem von 59 auf 53 Sitze verklei-
nerten Gremium genügen 27 Mandate für
die Mehrheit. Mit 20 Sitzen der SPD, drei
weniger als bisher, fünf Sitzen der Grü-
nen, ebenfalls drei weniger, sowie unver-
ändert vier Sitzen der BfH hätte das Bünd-
nis zwei Mandate mehr als erforderlich.
Die CDU wird mit zwölf Stadtverordne-
ten vertreten sein, vier weniger als zuvor.
Die Republikaner ziehen mit fünf Sitzen
mit den Grünen gleich, die ALL wird mit
zwei Mitgliedern eine Minifraktion bil-
den können, während die neue FGH ei-
nen Stadtverordnetensitz für sich bean-
spruchen kann. Denkbar wäre es, dass sie
sich der ALL anschließt.

Als größter Fraktion fällt der SPD aber-
mals das Recht zu, den Stadtverordneten-
vorsteher zu stellen. Die bisherige Vorste-

herin Beate Funck hat schon signalisiert,
das Amt wieder zu übernehmen, wenn sie
darum gebeten werde. Wie Oberbürger-
meister Claus Kaminsky (SPD) am Wahl-
abend sagte, liegt seine Präferenz bei der
Mehrheitsbildung beim bisherigen Bünd-
nis. Ein Zusammengehen mit anderen
Fraktionen wie der FDP und der CDU
schloss er allerdings nicht aus.

Man werde dem guten politischen
Brauch folgen und mit allen potentiellen
Bündnispartnern sprechen, kündigte ges-
tern die SPD-Fraktionsvorsitzende Corne-
lia Gasche auf Nachfrage an. Heute
Abend werde sich die Partei zusammen-
setzen und das weitere Vorgehen bespre-
chen. Es gebe keinen aktuellen Anlass,
die gute Zusammenarbeit mit den Grü-
nen und BfH aufzugeben.

Allerdings, so Gasche, hätten sich die
Gewichte verschoben, das gelte es zu be-
rücksichtigen. Außerdem hätten sich zu-

letzt Themen zugespitzt, etwa die Zu-
kunft der Hanauer Tümpelgartenschule.
Hier hatten sich die Grünen entgegen der
Bündnisposition für einen Erhalt der Se-
kundarstufe ausgesprochen. Missver-
ständnisse gab es auch über eine Äuße-
rung des Grünen-Dezernenten Andreas
Kowol zur Gebührenfreiheit für den Kin-
dergartenbesuch in Hanau. Gasche zufol-
ge würden nun alle Positionen der poten-
tiellen Bündnispartner ausgelotet.

Sowohl die Grünen als auch die BFH
sind nach den Worten ihrer Spitzenkandi-
daten, Stadtrat Kowol und Oliver Reh-
bein (BfH), an einer Neuauflage des Drei-
erbündnisses interessiert. Kowol ist seit
Mitte des Jahres 2013 hauptamtlicher De-
zernent in Hanau – unter anderem für Ver-
kehr, Umwelt sowie Klimaschutz verant-
wortlich – und befindet sich in der Mitte
seiner Amtszeit. Er löste seinerzeit den
FDP-Wirtschaftsdezernenten Ralf-Rai-

ner Piesold ab. Den damals erstarkten
Grünen wurde damit eine eigene haupt-
amtliche Kraft zugestanden. Die FDP ver-
ließ daraufhin das damalige Viererbünd-
nis.

Piesold war jetzt wieder Spitzenkandi-
dat im Kommunalwahlkampf und wird
abermals in der Volksvertretung vertre-
ten sein. Ein Mitarbeiten der FDP in ei-
nem neuen Rathausbündnis schloss er am
Wahlabend nicht aus.

Die CDU wäre der Bildung einer gro-
ßen Koalition, wie es sie vor 2006 für lan-
ge Zeit gegeben hatte, nicht abgeneigt,
wie den Äußerungen ihres Spitzenkandi-
daten Jürgen Scheuermann am Wahl-
abend zu entnehmen war. Die Union wür-
de gerne wieder mehr Verantwortung in
der Stadt übernehmen, sagte er. Die Chan-
cen dafür schätzte er nach dem schlech-
ten Abschneiden der CDU allerdings als
nicht günstig ein.

hm./was. BÜDINGEN. Auf diese
Schlagzeilen hätten die meisten Büdin-
ger gerne verzichtet: „Rechtsextremis-
mus – Büdingen sieht nach der Wahl
braun“, textete zum Beispiel die „Süd-
deutsche Zeitung“ im Internet, „Klein-
stadt in Hessen wählt NPD“ die Illus-
trierte „Stern“. Büdingen ist ins Gere-
de gekommen, weil die NPD nach den
ersten Berechnungen von gut zwei auf
rund 14 Prozent schnellte. Zwei Tage
nach der Wahl allerdings ist dieser
Wert wieder gesunken: Nachdem 16
von 25 Wahlbezirken ausgezählt sind,
entfallen nur noch rund zehn Prozent
auf die rechtsextreme Partei. Aber
auch das reicht, um Büdingen den Titel
der NPD-Hochburg anzuheften, den
früher das nahe Wölfersheim trug.
Dort übrigens tauchen die Rechtsextre-
men mittlerweile auf den Stimmzet-
teln gar nicht mehr auf.

Dass die NPD in Büdingen über-
haupt Fuß gefasst hat, führen einige Be-
obachter auf den rührigen Spitzenkan-
didaten zurück. Daniel Lachmann,
Stadtverordneter, Kreistagsabgeordne-
ter und stellvertretender Landesvorsit-
zender der NPD, und sein Umfeld agi-
tieren seit Monaten gegen die Erstauf-
nahmeeinrichtung des Landes für bis
zu 800 Flüchtlinge, die Ende vergange-
nen Jahres in der ehemaligen amerika-
nischen Kaserne eröffnet wurde.
500 Flüchtlinge leben dort mittlerwei-
le, ohne dass bisher von besonderen
Problemen zu hören wäre. Bürgermeis-
ter Erich Spamer von den Freien Wäh-
lern erzählte in einem Interview die
Geschichte eines Ladenbesitzers, der
einen Detektiv angeheuert hatte, um
Diebstähle in seinem Geschäft aufzu-
klären. Ergebnis: Vor allem Stammkun-
den gingen den Ermittlern ins Netz.
Vom Überdruss an SPD und CDU ha-
ben auch Spamers Freie Wähler profi-
tiert und um fast sechs Punkte auf
knapp 26 Prozent zugelegt.

Dem Ruf der Nazi-Hochburg Büdin-
gen steht auch entgegen, dass unlängst
bei einem deutschlandweit beworbe-
nen Umzug von Neonazis durch Büdin-
gen viele Bürger Flagge zeigten und
sich an Gegenkundgebungen beteilig-
ten. Viel spricht dafür, dass in Büdin-
gen die NPD zum Sammelbecken der
Unzufriedenen und Protestwähler ge-
worden ist. Und auch da gibt es noch
ein stadtinternes Gefälle: In der Kern-
stadt liegt die NPD bei rund acht Pro-
zent, fünf Punkte niedriger als in den
Stadtteilen, die sich seit der Gebietsre-
form in den siebziger Jahren traditio-
nell zurückgesetzt fühlen.

Offenkundig ist auch in der Wetter-
au, dass sich der Unmut gegen die
Flüchtlingspolitik der Bundesregie-
rung vorrangig in Stimmen für die AfD
niederschlägt. Wo die AfD nicht kandi-
diert, weichen Protestwähler zur NPD
aus, wenn diese denn antritt. Das ist
auch in Wetzlar so und in der Büdinger
Nachbargemeinde Altenstadt, wo die
NPD zehn Prozent erreichte. Bei der
Kreistagswahl votierten in Büdingen
ausweislich der Listenstimmen 14,8
Prozent für die AfD, die NPD liegt mit
4,8 Prozent deutlich dahinter. In Alten-
stadt verhielt es sich ähnlich.

lu. STEINAU. Eine 74 Jahre alte Rad-
fahrerin ist gestern bei einem Verkehrs-
unfall in Steinau tödlich verletzt wor-
den. Sie wurde laut Polizei gegen
9.45 Uhr von einem Auto überrollt,
das plötzlich vom Straßenrand losge-
fahren war. Am Steuer saß ein 82 Jahre
alter Mann. Offensichtlich verhakte
sich das Fahrrad an dem Personenwa-
gen, die Frau stürzte und geriet unter
das Auto. Danach schlitterte der Wa-
gen mit hoher Geschwindigkeit quer
über die Fahrbahn und prallte in die
Schaufensterscheibe eines Geschäfts.

Verdächtiger gefasst,
Geldbündel vermisst

Sozialdemokraten legen an Stimmen noch zu
In Hanau hätte das bisherige Bündnis eine Mehrheit, aber auch andere Konstellationen sind möglich

Das Rathaus im Blick: In Hanau hat die Suche nach politischen Mehrheiten begonnen.  Foto Rainer Wohlfahrt

Aus
Überdruss
zur NPD
Warum so viele Büdinger
rechtsextrem wählten

Die Quereinsteiger von Neu-Anspach und Schmitten
Zwei Bürgerlisten erzielen aus dem Stand beachtliche Ergebnisse / Vom Windkraftgegner zum Kommunalpolitiker

Radfahrerin überrollt
und tödlich verletzt
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